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Wie Deutschland auf die Enthüllungen der Panama-Papiere 
reagiert.
Ein wahrer Aktionismus scheint sich in den Wochen nach den Enthül-
lungen rund um die sogenannten Panama-Papiere entwickelt zu haben. 
Bundestag und Bundesrat drängen auf schärfere Gesetze und Maßnah-
men, um internationale Steuerschlupflöcher zu stopfen und Geldwä-
sche einzudämmen. Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble reagiert 
mit einem zehn Punkte umfassenden Aktionsplan gegen Steuerbetrug, 
trickreiche Steuervermeidung und Geldwäsche. Ende April legte er 
seine Pläne den Finanzministern der Länder vor. Ein ausdrückliches 
Verbot von Briefkastenfirmen ist nicht vorgesehen.2
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Kampfansage 
gegen 
Steuerbetrug
Wie Deutschland auf die 
Enthüllungen der Panama-
Papiere reagiert.

Ein wahrer Aktionismus scheint sich in den 
Wochen nach den Enthüllungen rund um 
die sogenannten Panama-Papiere entwickelt 

zu haben. Bundestag und Bundesrat drängen 
auf schärfere Gesetze und Maßnahmen, um in-
ternationale Steuerschlupflöcher zu stopfen und 
Geldwäsche einzudämmen. Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble reagiert mit einem zehn 
Punkte umfassenden Aktionsplan gegen Steuer-
betrug, trickreiche Steuervermeidung und Geld-
wäsche. Ende April legte er seine Pläne den Fi-
nanzministern der Länder vor. Ein ausdrückliches 
Verbot von Briefkastenfirmen ist nicht vorgesehen.

Schäuble geht es vor allem um mehr Trans-
parenz bei Unternehmen und Treuhandkonst-
ruktionen gegenüber den zuständigen Behörden 
weltweit. Das Abkommen über internationalen 
automatischen Informationsaustausch in Steuer-
fragen mit über 100 Mitgliedsländern nennt er 
einen „wirklichen Durchbruch“ im Herbst vergan-
genen Jahres. Das Abkommen tritt 2017 in Kraft, 
aber längst nicht alle Länder lassen sich überzeu-
gen, dem Abkommen beizutreten – zum Beispiel 
die USA. Doch gerade dies ist ein zentrales Ziel 
in Schäubles Maßnahmenkatalog: Weltweit alle 
Staaten und Gebiete sollen den neuen Standard 
adaptieren. Um das zu erreichen, müssten nur die 
„ehrlichen“ Staaten den Druck erhöhen. Es dürfe 
sich nicht mehr lohnen, eine Heimat für Schwarz-
geld zu bieten, lautet Schäubles Plan.

Natürlich will der Bundesfinanzminister auch 
Panama so rasch wie möglich zum automatischen 
Informationsaustausch bringen. Außerdem soll 
der Karibikstaat Gesellschafter und Geschäftsfüh-
rer zu einem regelmäßigen Nachweis verpflichten, 
welche wirtschaftlichen Aktivitäten ihre Firmen 
entfalten. Das Global Forum der OECD soll die 
konsequente Umsetzung dieses neuen Informati-
onsaustauschs überwachen und wirksame Sank-
tionen für nachlässige oder nicht kooperierende 
Staaten entwickeln.

Auch die weiteren Maßnahmen in Schäubles 
Aktionsplan zielen weniger auf nationale Verän-
derungen als auf die internationale Ebene. Ein 
grundsätzliches Verbot sogenannter Briefkasten-
firmen ist jedenfalls nicht enthalten. Wohl aber 
mehr Kontrolle durch die Finanzbehörden.

Die Hintermänner von Unternehmenkonstruk-
tionen sollen transparent aufgeführt werden in 
weltweiten Registern der wirtschaftlich Berechtig-
ten von Firmen. Mit der 4. EU-Geldwäschericht-
linie ist ein solches Register für die EU-Staaten 

bereits vereinbart worden. Deutschland führe dieses 
Register zeitnah ein, so Schäuble. Gleichzeitig stellt 
er aber klar: Wirklich wirksam seien die nationalen 
Register nur dann, wenn sie weltweit systematisch 
miteinander vernetzt würden. Dazu gehöre die 
zügige Entwicklung eines einheitlichen Standards, 
welche Informationen in die jeweiligen nationalen 
Register aufgenommen werden und wie diese veri-
fiziert werden. Zudem solle den Steuerverwaltungen 
der Zugriff auf diese Geldwäscheregister eingeräumt 
werden. In Deutschland sei dies bereits geplant.

International einheitliche Kriterien sollen zu-
dem das gegenwärtige Nebeneinander verschie-
dener „schwarzer Listen“ ersetzen. Nur so könne 
die Durchschlagskraft gegen Briefkastenfirmen 
erhöht werden. Europa solle durch die Schaffung 
einer gemeinsamen Liste voranschreiten, fordert 
Schäuble in seinem Aktionsplan.

Schließlich nimmt der Maßnahmenkatalog 
auch gezielt diejenigen Banken ins Visier, die 
„aggressive Steuervermeidung“ begünstigen. Der 
Bundesfinanzminister will den Druck auf die Ban-
ken erhöhen, indem er sie verpflichtet, ihre Steu-
ersparmodelle den Finanzbehörden offenzulegen. 

Für Unternehmen sollen zudem Verwaltungs-
sanktionen eingeführt werden, durch die Institu-
tionen selbst stärker zur Verantwortung gezogen 
werden können. Der Nachweis des individuellen 
Verschuldens wäre dann für die strafrechtliche 
Haftung von Unternehmen entbehrlich. Verbes-
serungsbedarf sieht Schäuble auch bei der Ver-
jährung:

Bislang können Steuerhinterzieher auf Straf-
freiheit durch Verjährung spekulieren, indem sie 
Auslandsbeziehungen schlicht verschweigen. 
Die Verjährungsfrist soll daher künftig erst dann 
beginnen, wenn ein Steuerpflichtiger den Melde-
pflichten für Auslandsbeziehungen nachgekom-
men ist – also erst dann, wenn den Verwaltungen 
die erforderlichen Sachinformationen zur Anzeige 
gebracht wurden.

Schließlich werde Deutschland die Maßnah-
men zur Bekämpfung von Geldwäsche weiter 
verstärken. Hierzu soll die Zentralstelle für Geld-
wäsche-Verdachtsmeldungen vom Bundeskrimi-
nalamt zum Zoll verlagert und dabei mit neuen 
Kompetenzen und deutlich mehr Personal ausge-
stattet werden.  chk

Die weltweite Vernetzung von Registern und Listen, die Steuer- und Geldwäscheaspekte berücksichtigen, ist eine Kernforderung von 
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble.
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Aktionsplan gegen Steuerbetrug, trickreiche Steuervermeidung und Geldwäsche

1. Panama zur Kooperation bewegen
2. Die verschiedenen nationalen und internati-

onalen „schwarzen Listen“ vereinheitlichen
3. Weltweit alle Staaten und Gebiete dem 

automatischen Informationsaustausch in 
Steuerfragen anschließen

4. Überwachungsmechanismus für den auto-
matischen Informationsaustausch einführen

5. Weltweite Register der wirtschaftlich 
Berechtigten von Firmen anlegen

 6. Nationale Register weltweit systematisch 
vernetzen

 7. Anbieter von Steuersparmodellen zur 
Offenlegung verpflichten

 8. Verwaltungssanktionen für Unternehmen 
verschärfen

 9. Verjährung für Steuerhinterziehung 
erschweren

10. Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche verstärken
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IT-Sicherheitsgesetz
Bestimmung Kritischer Infrastrukturen

Das Bundeskabinett hat am 
14.04.2016 dem ersten Teil der 

Rechtsverordnung (sog. 1. Korb) zur 
Bestimmung Kritischer Infrastrukturen 
nach dem BSI-Gesetz (BSI-Kritisver-
ordnung – BSI-KritisV) zur Umsetzung 
des IT-Sicherheitsgesetzes (IT-SiG) zu-
gestimmt. Die Rechtsverordnung, die 
im Entwurf bereits seit Januar zur Dis-
kussion vorgelegen hat, konkretisiert, 
welche Unternehmen der Sektoren 
Energie, Informationstechnik, Tele-
kommunikation, Wasser und Ernäh-
rung unter das IT-Sicherheitsgesetz 
fallen. Sie schreibt konkret qualitative 
und quantitative Kriterien vor, anhand 
derer die Kritischen Infrastrukturen 
identifiziert werden müssen. In Be-
zug auf Qualität muss vom Betreiber 
entschieden werden, ob mittels der 
Anlage eine für die Gesellschaft kri-
tische Dienstleistung erbracht wird. 
In Bezug auf Quantität definiert die 

Rechtsverordnung Schwellenwerte je 
Sektor. Ausgangsbasis für die Bestim-
mung des Schwellenwertes ist, ob der 
Ausfall oder die Funktionsbeeinträch-
tigung der jeweiligen Einrichtung und/
oder Anlage unmittelbar oder mittel-
bar wesentliche ungünstige Folgen 
für z.B. Leib, Leben, Gesundheit und 
Eigentum sowie Funktionsfähigkeit 
des Gemeinwesens hat. Mit Inkraftset-
zung der Rechtsverordnung haben be-
troffene Betreiber aus den genannten 
fünf Sektoren nun sechs Monate Zeit, 
die Voraussetzungen zur Erfüllung der 
Meldepflicht umzusetzen. Nach weite-
ren zwei Jahren ab Mai 2016 müssen 
die Betreiber die notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen umsetzen (u.a. ISMS 
nach ISO/IEC 27001).
Rüdiger Giebichenstein, Partner,  
und Carsten Alexander Schirp, Senior 
Manager/Prokurist bei der PwC AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

EU weitet Datenschutz aus
Das EU-Parlament hat Mitte April die Datenschutz- 
Grundverordnung beschlossen.

Zur Verarbeitung persönlicher Da-
ten müssen Unternehmen künf-

tig eine ausdrückliche Zustimmung 
von ihren Kunden einholen. Diese 
können jederzeit Auskunft über die 
gespeicherten Daten einfordern oder 
ihre Einwilligung zurückrufen. Nut-
zer können ihre persönlichen Daten 
außerdem auch einfacher von einem 
Anbieter auf  einen anderen übertra-
gen. Denkbar ist etwa die Übertra-
gung von Fotos, Posts oder Freundes-
listen von zum Beispiel Facebook in 
ein anderes soziales  Netzwerk. Auch 

das „Recht auf Vergessen-
werden“ wird gestärkt: So 
müssen Daten gelöscht 
werden, wenn Betroffene 
dies verlangen und keine 
legitimen Gründe für deren 
Speicherung vorliegen. Die 
Verordnung verankert da-
rüber hinaus das Recht zu 
erfahren, ob Daten gehackt 
wurden: Unternehmen und 
Organisationen müssen die 
nationale Aufsichtsbehörde 
so bald wie möglich über 
schwere Verstöße gegen 

den Datenschutz informieren. Die 
neuen Verbraucherrechte bringen zwar 
diverse Pflichten für Unternehmen mit 
sich, doch sollen sich durch die Verord-
nung – gerade für kleine und mittlere 
Unternehmen – auch Erleichterungen 
beim Verwaltungsaufwand ergeben.
Die Regeln der Verordnung gelten 
auch für Unternehmen mit Sitz außer-
halb Europas, sofern sie Dienstleistun-
gen in der EU anbieten. Nach diesem 
Marktortprinzip ist es gleichgültig, 
wo die eigentliche Datenverarbeitung 
stattfindet. chk

Apotheker im Fokus der 
Staatsanwaltschaften
Laut Presseberichten ermit-
teln Staatsanwaltschaften 
in mehreren Bundesländern 
gegen Apotheker, die mit 
sogenannten „Luftrezepten“ 
illegal Medikamente bei den 
gesetzlichen Krankenkassen 
abgerechnet haben. Tat-
sächlich sollen diese Medi-
kamente nie an Patienten 
ausgehändigt worden sein. 
Den Apothekern werde vorge-
worfen, sich die Rezepte von 
ebenfalls kriminellen Ärzten 
besorgt zu haben oder sich 
den Gewinn mit Patienten zu 
teilen, die ihnen die Rezepte 
geben, ohne das Medikament 
zu erhalten. Teilweise seien 
die Rezepte auch komplett 
gefälscht. chk

Konzernhaftung im 
Kartellrecht
Der Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI) 
kritisiert die Pläne des Bun-
deswirtschaftsministeriums 
zur verschuldensunabhän-
gigen Konzernhaftung im 
Kartellrecht. Ein im Auftrag 
des BDI erstelltes Rechts-
gutachten mache deutlich: 
Eine Konzernmutter darf erst 
dann haften, wenn sie ihre 
Aufsichtspflicht verletzt hat, 
zum Beispiel wegen fehlender 
Compliancemaßnahmen. 
Der Plan des Bundeswirt-
schaftsministeriums, eine 
Konzernmutter künftig auch 
ohne eigenes Verschulden für 
Kartellrechtsverstöße ihrer 
Tochtergesellschaften haften 
zu lassen, verstoße gegen das 
verfassungsrechtlich aner-
kannte Schuldprinzip. „Der 
Konzernmutter selbst muss 
ein Fehlverhalten vorgewor-
fen werden können. Sie darf 
nur bei eigenem Verschulden 
haften. Alles andere käme ei-
ner Kollektivhaftung gleich“, 
erklärt Holger Lösch, Mitglied 
der BDI-Hauptgeschäftsfüh-
rung. chk

Eine Zusammenfassung  
des Rechtsgutachtens 
„Compliance und Unter-
nehmensverantwort- 
lichkeit im Kartellrecht“  
finden Sie hier.
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Datenschutz: Neue Pflichten für Dienstleister
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Die wesentlichen Eckpunkte:

 � Entwickelt unter Beteiligung  
von Vertretern der betroffenen 
Ressorts und Branchen

 � Enthält nur sechs Paragraphen 
und vier Anhänge

 � Bewertung einer Infrastruktur als 
kritisch anhand 3-stufiger Methodik:

 — Festlegung der kritischen 
Dienstleistungen 

 — Identifikation der Kategorien 
von Anlagen, die für die Er-
bringung der kritischen Dienst-
leistungen erforderlich sind

 — Bestimmung derjenigen 
Anlagen, die einen aus ge-
samtgesellschaftlicher Sicht 
bedeutenden Versorgungsgrad 
aufweisen

 � Branchenspezifische Schwel-
lenwerte berechnen sich aus 
der Versorgung von 500.000 
Personen mit einer kritischen 
Dienstleistung

 � Ca. 680 Anlagen, die als Kritische 
Infrastruktur gelten, antizipiert
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Cloud-Computing – 
Markt nimmt Tempo auf
Das Interesse an Cloud-Com-
puting ist in den vergangenen 
Jahren beständig gewach-
sen – in diesem Jahr hat die 
Entwicklung noch einmal an 
Tempo zugelegt. Zum ersten 
Mal seit dem Erhebungsbe-
ginn vor fünf Jahren ist mehr 
als die Hälfte der befragten 
Unternehmen in der Cloud. 
Das geht aus dem Cloud-
Monitor 2016 von KPMG und 
Bitkom Research hervor. Doch 
die Unsicherheit bleibt: Wie 
bleiben Daten auch in der 
Cloud sicher, welche Regeln 
nimmt der Compliance-
Officer des Unternehmens 
beispielsweise noch gar nicht 
wahr? Tatsächlich traut jedes 
zehnte Unternehmen keinem 
Cloud-Anbieter, wenn es um 
Datensicherheit und Com-
pliance geht. Besonders bei 
kleineren Unternehmen sind 
die Bedenken bezüglich der 
Risiken der Cloud-Nutzung 
im Vergleich zu den größeren 

Instituten besonders ausge-
prägt. Wie es um Cloud-Com-
puting in Deutschland steht, 
und wie Unternehmen über 
die Chancen und Risiken der 
neuen Technologie denken, 
erfahren Sie im neuen Cloud-
Monitor 2016. 

Digital Finance
Wie passen Banken, 
Versicherungen und Im-
mobilienunternehmen ihre 
Risikomanagement- und 
Reporting-Prozesse an die 
neuen digitalen Gegebenhei-
ten an? Diese Frage steht im 
Mittelpunkt der Studie Digital 
Finance: Herausforderungen 
für Ethik und Compliance von 
Mazars und The Economist 
Intelligence Unit. Danach 
nutzen drei Viertel der Fi-
nanzdienstleistungsunterneh-
men digitale Technologien zur 
Verbesserung ihres ethischen 
Verhaltens.

Unternehmen müssen IT-gestützte 
Buchführung an neue Vorschriften anpassen
Die Vorgaben des Bundesfinanzministeriums zwingen viele Unternehmen, schnellstmög-
lich ihre rechnungslegungsrelevanten Geschäftsprozesse und IT-Systeme zu überprüfen.

Bereits Ende 2014 hat das Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) 

die Grundsätze zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterla-
gen in elektronischer Form sowie zum 
Datenzugriff veröffentlicht (GoBD). Die 
GoBD sind eine Verwaltungsvorschrift 
mit Verbindlichkeitscharakter. Sie sind 
am 01.01.2015 in Kraft getreten und 
gelten für alle Veranlagungszeiträume 
nach dem 31.12.2014. Damit werden 
sie vielen Unternehmen erstmals bei 
jetzt anstehenden Betriebsprüfungen 
ins Bewusstsein gerufen. Wer hier 
unvorbereitet ist, kann böse Über-
raschungen erleben. „Nicht erfüllte 
Anforderungen im Rahmen der Buch-
führung können zu erheblichen Dis-
kussionen während der Betriebsprü-
fung führen. Schlimmstenfalls können 
Verfehlungen mit einer Versagung der 
kompletten Buchführung und damit 
einhergehenden Strafen, Sicherheits-
zuschlägen oder Steuerschätzungen 
sanktioniert werden und sogar strafbar 
sein. Bereits im Falle von Fahrlässigkeit 
drohen Geld- oder Freiheitsstrafen“, 
warnen Rüdiger Giebichenstein und 
Carsten Alexander Schirp von der PwC 
AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. 

In vielen Unternehmen besteht 
daher dringender Handlungsbedarf. 
Nahezu die gesamte deutsche Unter-
nehmenslandschaft dürfte von den 
GoBD betroffen sein: Denn die Rege-
lungen gelten grundsätzlich für alle 
Steuerpflichtigen, die Bücher oder 
Aufzeichnungen ganz oder teilweise 

elektronisch führen oder erfassen. 
Gleichgültig ist, ob die Unternehmen 
hierfür selbst zuständig sind oder ob 
sie die Aktivitäten zur Aufzeichnung 
oder Buchführung ganz oder teilweise 
an externe Dienstleister ausgelagert 
haben.

„Die GoBD folgen in Aufbau und 
Struktur weitgehend einem ideali-
sierten Buchungsprozess“, erklären 
Giebichenstein und Schirp.  Um die 
Anforderungen an die IT-gestützten 
Prozesse zu formulieren, greifen die 
GoBD die einschlägigen Ordnungs-
vorschriften wie den Grundsatz der 
Nachvollziehbarkeit und Nachprüf-
barkeit, die Grundsätze der Wahrheit, 
Klarheit und fortlaufenden Aufzeich-
nung und den Grundsatz der Unverän-
derbarkeit auf. Die Anforderungen an 
die Datensicherheit, die Verfahrens-
dokumentation und das interne Kon-
trollsystem (IKS) bilden die Grundlage 
für die Durchführung der eigentlichen 
Buchhaltungs- und Aufzeichnungspro-
zesse. „Generell gilt daher, dass struk-

turierte und sichere Prozesse, wirk-
same interne Kontrollstrukturen an 
den risikobehafteten Prozessschritten, 
klare Rollen und Verantwortlichkeiten 
bei Mitarbeitern sowie eine nachvoll-
ziehbare und aktuelle Dokumentation 
der internen Betriebs- und Geschäfts-
prozesse eine fundierte Ausgangsba-
sis schaffen“, so Giebichenstein und 
Schirp.

Technische Spezifikationen und 
konkrete Bezüge zu marktüblichen 
Softwareprodukten enthalten die 
Vorschriften der GoBD ganz bewusst 
nicht. Grund hierfür sind die rasch 
voranschreitenden Entwicklungen im 
IT-Bereich. „Offene Fragen zur Um-
setzung der Anforderungen sollen 
stattdessen durch einen sogenannten 
Analogieschluss beantwortet werden. 
Dabei soll durch einen Vergleich mit 
einer handschriftlich geführten Buch-
führung festgestellt werden, ob die 
Ordnungsvorschriften eingehalten 
werden“, verdeutlichen Giebichen-
stein und Schirp. chk

Unternehmen müssen ihre IT-gestützte Buchführung nach neuen Regeln ausrichten.
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Rüdiger Giebi-
chenstein ist als 

Partner bei der PwC AG 

Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft im Bereich 

Risk Assurance mit 

den Beratungsschwer-

punkten Cyber Risk 

& Security, (IT-)Compliance und (IT-)Governance, 

(IT-)Risikomanagement, Datenschutz und Infor-

mationssicherheitsmanagement für Mandanten 

verschiedener Branchen tätig.

Pw
C

Carsten Alexander 
Schirp ist als Senior 
Manager/Prokurist 
bei der PwC AG 
Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft im Bereich 
Risk Assurance und als 
Experte in den Schwer-
punkten Cyber Risk & 
Security, (IT-)Risiko-

management, (IT-)Governance, (IT-)Compliance, 
Datenschutz, Informationssicherheitsmanagement 
nach ISO/IEC 27001 sowie GRC-Tools und Jahres-
abschlussprüfung für Mandanten verschiedener 
Branchen tätig.

Pw
C
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https://home.kpmg.com/de/de/home/themen/2016/05/cloud-monitor-2016.html
https://home.kpmg.com/de/de/home/themen/2016/05/cloud-monitor-2016.html
http://www.mazars.de/Home/Themen/Digitalisierung/Studie-Herausforderungen-fuer-Ethik-und-Compliance
http://www.mazars.de/Home/Themen/Digitalisierung/Studie-Herausforderungen-fuer-Ethik-und-Compliance
http://www.mazars.de/Home/Themen/Digitalisierung/Studie-Herausforderungen-fuer-Ethik-und-Compliance
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/Datenzugriff_GDPdU/2014-11-14-GoBD.html
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DuPont de Nemours
Der internationale Konzern 
E. I. du Pont de Nemours and 
Company ist ein Konzern 
für Chemie, Materialien 
und Energie. Die DuPont 
de Nemours (Deutschland) 
GmbH, Werk Neu-Isenburg, 
überzeugte die Jury mit 
einem umfangreichen und 
werteorientierten Compli-
ancesystem. Die Stellung 
der Compliancebeauftragten 
sowie die Verbindung von 
Managementsystemen 
und Rechtsdatenbank 
zeigten ein umfassendes 
Complianceverständnis.

Jones Lang LaSalle
Jones Lang LaSalle Incorpo-
rated ist ein Dienstleistungs-, 
Beratungs- und Investment-
managementunternehmen  
in der Immobilienbranche.  
Die Jones Lang LaSalle 
Deutschland GmbH ist mit 
neun Standorten in den 
wichtigsten nationalen Me-
tropolen vertreten. Sie zeige 
ein exzellentes Verständnis 
für das Thema Compliance, 
eine starke Verankerung in 
der Organisation und die 
Etablierung einer positiven 
Compliancekultur, so das 
Juryurteil.

Universitätsklinikum 
Frankfurt am Main
Das Universitätsklinikum 
Frankfurt am Main könne 
in puncto Compliance als 
ein Pionier der Branche 
angesehen  werden, ist die 
Jury sicher. Gerade in einem 
Klinikum sei es wichtig, dass 
Compliance auf allen Hierar-
chieebenen funktionierte. Die 
Universitätsklinik Frankfurt 
am Main setze diese Aufgabe 
engagiert in die Tat um. Nicht 
zuletzt die Implementierung 
einer Software, die bei dieser 
Mammutaufgabe hilft, un-
terstreiche das Bestreben um 
nachhaltiges Agieren.

Weitere Hintergrund-
informationen finden  
Sie im Preisträger 
Magazin – Deutscher 
Compliance Preis 2016.

Deutsche Compliance Konferenz 2016
Die dfv Mediengruppe veranstaltete Ende April zum dritten Mal die „Deutsche Compli-
ance Konferenz“ in Berlin. Auch in diesem Jahr ergänzte eine Parlamentarische Runde 
sowie die Verleihung des Deutschen Compliance Preises das Konferenzprogramm.

Risikoanalyse für Exportweltmeister, 
Compliancemanagement sowie 

Haftung und Aufsicht bestimmten the-
matisch den ersten Konferenztag. Zu 
Beginn beschrieb Tagungsleiter Prof. 
Dr. Martin Schulz (German Graduate 
School of Management & Law, GGS) 
Herausforderungen für Compliance-
management im Mittelstand.

Exportkontrollen und Sanktionen 
in der Praxis waren Gegenstand des 
Vortrags von Prof. Dr. Hans-Michael 
Wolffgang (Westfälische Wilhelms-
Universität Münster). Er zeigte die 
zahlreichen nationalen und internatio-
nalen Rechtsgrundlagen auf, die deut-
sche Unternehmen bei der Umsetzung 
der Exportkontrolle berücksichtigen 
müssen. Barbara Scharrer (GSK Stock-
mann + Kollegen) beschrieb, dass 
Compliance in China weniger ein 
rechtliches oder operatives Thema als 
vielmehr eine strategische Herausfor-
derung für deutsche Unternehmen sei.

Inwieweit ein Risikomanagement 
nach ISO 19600 zur Senkung des 
Aufwands bei der Erfüllung der Lega-
litätspflicht beitragen kann, führte Dr. 
Manfred Rack (Rack Rechtsanwälte) 
aus. Er analysierte, wie Unternehmen 
durch Digitalisierung unter Einhaltung 
der Legalitätspflicht und bei steigen-
der Rechtssicherheit 68 Prozent des 
Complianceaufwands einsparen kön-
nen. Prof. Dr. Peter Fissenewert (hww 
hermann wienberg wilhelm Rechtsan-
wälte) erläuterte, dass bei ISO 19600 
Risikomanagement, Unternehmens-
kultur sowie Flexibilität im Vorder-
grund stünden. Der internationale 
Standard sei daher besonders gut für 
die Bedürfnisse des Mittelstands ge-
eignet. Dr. Karl-Heinz Withus (KPMG 
AG) hob als Vorteil von ISO 19600 die 
Verwendung eines international glei-
chen Vokabulars hervor. 

Den Themenblock Haftung und Auf-
sicht eröffnete Jörg Bielefeld (Beiten 
Burkhardt Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH), der die Auswirkungen der Re-
form des Korruptionsstrafrechts so-
wie des Gesetzes zur Bekämpfung 
von Korruption im Gesundheitswesen 
aufzeigte. Dr. Dirk Scherp (Gleiss Lutz) 
befasste sich mit den Neuerungen 
durch die 4. EU-Geldwäsche-Richtlinie 
und stellte Umsetzungsstrategien für 
betroffene Unternehmen vor. Einen 
Überblick über wesentliche aktuelle 
Entwicklungen aus Gesetzgebung und 
Rechtsprechung auf dem Gebiet des 
Kartellrechts gaben Prof. Dr. Daniela 
Seeliger (Linklaters LLP) und Dr. Oliver 
Mross (Hella KGaA Hueck & Co.).

Die Vortragsreihe des ersten Kon-
ferenztages schloss mit der „Parla-
mentarischen Runde“. Mitglieder des 
Deutschen Bundestages – Dr. Thomas 
Gambke (Bündnis 90/Die Grünen), 
Metin Hakverdi (SPD) und Dr. Stephan 
Harbarth (CDU/CSU) – diskutierten 
mit Dr. Johannes Ludewig (Nationaler 
Kontrollrat), Niels Lau (Bundesverband 
der Deutschen Industrie e.V.) und Dr. 
Manfred Rack über Compliance und 
Bürokratieabbau. Außer aktuellen 
politischen Forderungen – wie etwa 
der Austrocknung von Steueroasen – 
wurde auch die grundsätzliche Frage 
diskutiert, inwieweit eine Verrechtli-
chung zur Etablierung von Compliance 
beitragen könne. 

Den ersten Konferenztag rundete die 
Verleihung des Deutschen Compliance 
Preises 2016 ab. Eine hochkarätig be-
setzte Jury mit Vertretern aus Forschung, 
Verbänden und Praxis hatte die DuPont 
de Nemours (Deutschland) GmbH, Werk 
Neu-Isenburg, die Jones Lang LaSalle 
Deutschland GmbH und das Universi-
tätsklinikum Frankfurt am Main als dies-
jährige Preisträger ausgewählt.

Der Fokus des zweiten Konferenztages 
richtete sich zunächst auf die Automo-
bilbranche. Mirko Haase (Adam Opel 
AG) berichtete über Technikcompli-
ance als ein neues Aufgabenfeld nach 
den Erfahrungen aus der Automo-
bilbranche. Compliancemanagement 
in der Lieferkette war das Thema des 
Vortrages von Daria Golbeck und 
Frank Schmid (beide Warth & Klein 
Grant Thornton AG). Die Referenten 
skizzierten den beispielhaften Ablauf 
einer Compliance-Due-Diligence.

Im letzten Themenblock der Kon-
ferenz – Datenschutz und IT-Compli-
ance – beschrieb Tim Wybitul (Hogan 
Lovells Int. LLP) die Neuerungen der 
unlängst durch das EU-Parlament be-
schlossenen EU-Datenschutz-Grund-
verordnung. Vor allem der Bußgeldrah-
men des neuen EU-Datenschutzrechts 
habe enormes Drohpotential.

Dr. Viola Bensinger (Greenberg 
Traurig Germany LLP) und Heinrich 
Buschermöhle (]init[ AG für Digitale 
Kommunikation) wiesen darauf hin, 
dass sich das IT-Sicherheitsgesetz zwar 
primär an die Betreiber kritischer Infra-
strukturen („KRITIS-Betreiber“) richte, 
jedoch darüber hinaus auch beson-
dere Regelungen für Anbieter von Te-
lemediendiensten (Websites) enthalte.
 Florian Schnitzler, chk

Deutsche Compliance 
Konferenz: Preisträger, 
Juroren und Teilnehmer 
der Parlamentarischen 
Runde.

Veranstaltungen
19.05., Berlin

 � Im Fokus: Neuerungen 
der Korruptionsdelikte im 
Gesundheitswesen

01.07., Augsburg

 � Compliance-Seminar
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Die Preisträger

Veranstaltung

http://www.deutsche-compliance-konferenz.de
http://www.deutsche-compliance-konferenz.de
http://www.deutsche-compliance-konferenz.de
http://www.deutsche-compliance-konferenz.de
http://www.deutsche-compliance-konferenz.de
http://www.beiten-burkhardt.com/de/events/icalrepeat.detail/2016/05/19/488/-Im-Fokus-Neuerungen-der-Korruptionsdelikte-im-Gesundheitswesen-Berlin
http://www.beiten-burkhardt.com/de/events/icalrepeat.detail/2016/05/19/488/-Im-Fokus-Neuerungen-der-Korruptionsdelikte-im-Gesundheitswesen-Berlin
http://www.beiten-burkhardt.com/de/events/icalrepeat.detail/2016/05/19/488/-Im-Fokus-Neuerungen-der-Korruptionsdelikte-im-Gesundheitswesen-Berlin
http://www.beiten-burkhardt.com/de/events/icalrepeat.detail/2016/05/19/488/-Im-Fokus-Neuerungen-der-Korruptionsdelikte-im-Gesundheitswesen-Berlin
http://www.zww.uni-augsburg.de/kursangebot/compliance/compliance-seminar/
http://www.zww.uni-augsburg.de/kursangebot/compliance/compliance-seminar/
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München, 22. Juni 2016

Compliance im
Lebensmittelunternehmen

Anmeldung

Informationen
Deutscher Fachverlag GmbH
Verlagsleitung Wissenschaftl. Fachzeitschriften
Torsten Kutschke
60264 Frankfurt am Main
Tel.: 069 7595-1151 | Fax: 069 7595-1150
E-Mail: torsten.kutschke@dfv.de

Referenten (u.a.):
RA Dr. Markus Kraus
Weiss Walter Fischer-Zernin, München

RA Dr. Oliver Wulff
Weiss Walter Fischer-Zernin, München

RA Dr. Friedrich Scheuffele
Weiss Walter Fischer-Zernin, München

Mehrbucherrabatt

5 % bei Anmeldung von 3 oder mehr Teilnehmern
einer Kanzlei/einer Institution/einer Behörde/einer
Kammer ab dem 3. Teilnehmer (unabhängig vom
Frühbucherrabatt).

Eine Veranstaltung von , und

� 289 € öffentlicher Dienst

� 499 € Abonnenten ZLR und
Compliance-Berater

� 699 € Normalpreis

Preise zzgl. MwSt.

Name/Vorname

Kanzlei/Firma

Position/Funktion

Straße

PLZ Ort

Telefon Telefax

E-Mail

Datum Unterschrift
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Themen:
• Compliance und Lebensmittelunternehmen:

wie, was, warum?
• Compliance – Rechtsrahmen und Grundlagen
• Compliance Organisation
• Kartellrechtliche Grundlagen für Compliance
• Compliance im Vertrieb und im Einkauf
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